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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.06.2018 

Geschäftszahl 

Ro 2016/06/0011 

Rechtssatz 

Abgesehen davon, dass in den das Verfahren betreffend die aufsichtsbehördliche Genehmigung von 
Teilabänderungen eines Flächenwidmungsplanes regelnden Bestimmungen des Slbg ROG 2009 die 
Berücksichtigung des für das betreffende Gebiet zu erlassenden Bebauungsplanes nicht explizit vorgesehen ist, 
setzt das Aufstellen eines Bebauungsplanes das Bestehen eines Flächenwidmungsplanes für das in Betracht 
kommende Gebiet voraus, zumal sich aus Letzterem erst ergibt, ob bzw. für welche Bereiche ein Bebauungsplan 
überhaupt in Betracht kommt. Demgemäß bestimmt § 50 Abs. 1 Slbg ROG 2009, dass die Gemeinde 
Bebauungspläne auf der Grundlage des Räumlichen Entwicklungskonzepts und des Flächenwidmungsplans 
aufzustellen hat. Es ist daher die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes unter anderem am Flächenwidmungsplan 
zu messen und nicht umgekehrt. Daran vermag auch die in § 68 Abs. 3 Slbg ROG 2009 enthaltene Anordnung, 
wonach dann, wenn durch Änderung des Flächenwidmungsplans Bauland ausgewiesen werden soll, ein gemäß § 
50 Slbg ROG 2009 erforderlicher Bebauungsplan grundsätzlich gleichzeitig mit der Änderung des 
Flächenwidmungsplans aufzustellen ist, nichts zu ändern. Auch in diesem Fall ist das Gebot des § 50 Abs. 1 
Slbg ROG 2009 zu beachten. 
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